Verhandlungsergebnis

Das nachfolgende Verhandlungsergebnis tritt in Kraft, sofern es nicht bis zum 26. Januar
2005 von einer Seite durch Zugang einer schriftlichen Erklarung gegeniiber der anderen Seite
widerrufen wird. Fir den Widerruf reicht der Zugang eines Faxes aus.

Die Firma Philips Semiconductors GmbH
Diese vertreten durch ihre Geschaftsfiihrung
Stresemannallee 101

22529 Hamburg

- nachfolgend PS GmbH genannt -

und

die Industriegewerkschaft Metall
Bezirksleitung Baden-Wurttemberg
Stuttgarter Str. 23

70469 Stuttgart

- nachfolgend IG Metall genannt -

vereinbaren folgenden

Tarifvertrag

Praambel:

Zum Erhalt des Standortes, zur Wiederherstellung der Wettbewerbsfahigkeit
und zur Sicherung der Arbeitsplatze am Standort Béblingen vereinbaren die

Tarifvertragsparteien nach Prifung der wirtschaftlichen Kennzahlen fir den
Standort Boblingen der Philips Semiconductors GmbH folgende Regelungen:

Die nachfolgenden Bestimmungen erganzen den Tarifvertrag vom 1.08.2001, und
zwar mit einem Geltungsbereich allein fur den Betrieb Boblingen.

A. VVorbemerkung zur ,,Perspektive 2010

Im Rahmen der von der Geschaftsleitung vorgestellten ,,Perspektive 2010 wurden
fiir den Standort Boblingen die Einflihrung folgender neuer Prozesse zugesagt :

Fab Boblingen (PSB)

- CHV40DM fir LCD TV und LCD Screens

- Prozesse fiir Automobilanwendungen (ABCD)
- BIMOS fir Consumer TV



Diese neuen Prozesse sollen bis zum 30.06.2006 eingerichtet werden. Zur Nutzung
dieser neuen Prozesse und flr den weiteren Ausbau der Fertigungskapazitaten wird
das Unternehmen mehr als 12,5 Millionen € am Standort Boblingen investieren.

B. Zusatzbestimmungen

1.1.

1.2.

1.3

2.1.

2.2

2.3.

2.4.

In Erganzung zu Abschnitt I11 des Tarifvertrages vom 1.08.2001 wird vereinbart:

ERA-Einfihrung

Der ERA wird moglichst zum 31.12.2005, spéatestens aber zum 30.6.2006 erhrt.

Die Einfiihrung und Umsetzung von ERA wird kostenneutral durchgefihrt.
Kostenneutral ist die Umstellung auf ERA, wenn die Tarifentgeltsumme aller
Beschéftigten nach ERA-Einflihrung nicht Gber der vorherigen Tarifentgeltsumme
liegt.

Der Betrag, den das Unternehmen im Vorfeld der ERA-Einfiihrung als ERA-
Strukturkomponente angesammelt und zuriickgestellt hat, wird nicht an die
Beschéftigten ausgezahlt.rfolgen keine weiteren Zufiihnrungen zum ERA-
Anpassungsfonds und keireentsprechenden Auszahlungen an Mitarbeiter mehr.
ERA-Konten werden nicht mehr gefihrt.

Besondere Entgeltregelungen

Ab dem 1. Mérz 2005 werden alle tarifvertraglichen Tabellenentgelte fur die Dauer
der Laufzeit dieses Tarifvertrages um 2 % abgesenkt.

Die ERA-Strukturkomponenten fiir die Jahre 2005 und 2006 kommen nicht zur
Auszahlung.

Das zusétzliche Urlaubsgeld gemal § 4 TV Urlaubsabkommen betrégt pauschal
1.500 EUR (Vollzeit).

Fur die Geltungsdauer dieses Tarifvertrages erhalten die Beschéftigten eine vom
wirtschaftlichen Erfolg der PS GmbH abhangige jahrliche Erfolgsbeteiligung. Die
Erfolgsbeteiligung betragt bei Erreichen eines EBIT in Hohe von 15 % vom Umsatz
10 % der tariflichen monatlichen Grundvergitung. Die Erfolgsbeteiligung steigt linear
bis zum Erreichen eines EBIT in Hohe von 25 % vom Umsatz auf maximal 50% der
tariflichen monatlichen Grundvergiitung (Beispiel: Bei einem EBIT von 20 % betréagt
sie 30 %).

Die Auszahlung der Erfolgsbeteiligung erfolgt jeweils im April des Folgejahres nach
Feststellung des Jahresabschlusses.

Weitere ergédnzende Einzelheiten sind durch Betriebsvereinbarung zu regeln.


dep00510
Der Einführungstermin sollte sich danach richten, wann eine Einführung auch von Personalseite administrativ umsetzen läßt.

dep00510
Das bedeutet, daß für das Jahr 2005 eine Einmalzahlung in Höhe von 0.7% an die Mitarbeiter ausgezahlt wird. Die bisher im ERA-Anpassungsfond angesammelten Gelder werden allerdings nicht mit Einführung von ERA-Einführung an die Mitarbeiter ausgeschüttet.


3.1.

3.2.

3.3.

3.4.

4.1.

4.2.

Zeitlich befristete Absenkung der regelmaliigen wochentlichen Arbeitszeit

Das Unternehmen ist berechtigt, die wochentliche regelmaRige Arbeitszeit fir alle
Beschéftigten oder flr Teile des Betriebes (Betriebsteile, Abteilungen,
Beschéftigtengruppen) zeitlich befristet auf bis zu 32,5 Wochenstunden zu reduzieren.
Es erfolgt eine entsprechende lineare Entgeltminderung.

Fur die Entgeltminderung gelten die Regelungen im Tarifvertrag zur
Beschéftigungssicherung entsprechend.

Eine zeitlich befristete Verkiirzung der regelmélRigen Arbeitszeit darf nicht dazu
genutzt werden, um im entsprechenden betrieblichen Bereich zusatzliche Leiharbeit
aufzubauen oder Arbeit fremd zu vergeben.

Die Absenkung der wdchentlichen regelmaRigen Arbeitszeit ist gegeniiber dem
Betriebsrat mindestens 14 Tage im Voraus schriftlich anzukindigen, unter Angabe des
betroffenen Personenkreises, des Beginns, der Dauer der Absenkung und einer
néheren sachlichen Begriindung. Mit Zustimmung des Betriebsrates kann die
Ankundigungsfrist fiir eine Verlangerung der Arbeitszeitabsenkung auf drei
Kalendertage verkurzt werden.

Eine Verlangerung der Absenkungsphase ist ohne Unterbrechung maglich. Ziffer 3.2.
gilt entsprechend.

Die o0.a. Regelungen zur zeitlich befristeten Verkiirzung der regelméRigen Arbeitszeit
lassen die Mdglichkeit zur Durchfuhrung von Kurzarbeit unberthrt. Die
Tarifvertragsparteien sind sich einig, dass zur Uberbriickung einer wirtschaftlich
schwierigen Situation der Unterauslastung zuerst die Regelungen fiir eine Reduzierung
der Arbeitszeit vor der Durchfuhrung von Kurzarbeit Anwendung finden.

Zeitlich befristete Erweiterung der Arbeitszeit

Fur die gesamte Laufzeit dieser Vereinbarung ist der Arbeitgeber berechtigt, in den
Grenzen des Arbeitszeitgesetzes pro Beschéftigten insgesamt 350 Stunden zusétzliche
unbezahlte Arbeitszeit anzuordnen. In einem Zeitraum von 24 Monaten darf die
durchschnittliche regelméRige wochentliche Arbeitszeit 40 Stunden nicht
uberschreiten. Die zeitlich befristete Erweiterung der Arbeitszeit ist gegeniiber dem
Betriebsrat mindestens 14 Tage im Voraus, unter Angabe des Grundes, des
betroffenen Personenkreises, des Beginns und der Dauer der Anhebung anzukindigen.

Eine unterbrechungsfreie Verlangerung der Arbeitszeiterweiterung ist moglich. Ziffer
4.1. Satz 3 gilt entsprechend. Mit Zustimmung des Betriebsrates kann die
Ankindigungsfrist fur eine Verlangerung auf drei Kalendertage verkirzt werden.

Eine vorzeitige Beendigung einer zeitlich befristeten Erweiterung der Arbeitszeit ist
mdoglich. Diese Beendigung ist dem Betriebsrat mindestens 7 Tage im Voraus
mitzuteilen. Mit Zustimmung des Betriebsrates kann diese Frist auf drei Kalendertage
verkurzt werden.



4.3.

4.4,

5.1

5.2

5.3

5.4

6.1.

6.2.

6.3.

Die zusétzlichen Arbeitszeiten infolge einer zeitlich befristeten Erweiterung der
Arbeitszeit in der Produktion sind durch im Voraus festzulegende Schichtplane
festzulegen, die mit dem Betriebsrat im Voraus vereinbart werden, wobei die Lage der
zusatzlichen Arbeitszeiten zu regeln ist. Im Fall der Nichteinigung entscheidet die
Tarifliche Schlichtungsstelle.

Die wochentliche regelméRige Arbeitszeit darf bei Beschéftigten in Schichtsystemen
nicht tiber 40 Wochenstunden hinausgehen.

Der Arbeitgeber hat die Arbeitsstunden aufgrund einer voribergehenden Erweiterung
der Arbeitszeit individuell zu erfassen und den Betriebsrat auf Anforderung tber den
Stand, insbesondere die Einhaltung der Grenze von 350 Stunden fir drei
Kalenderjahre, zu unterrichten.

Flexibles Arbeitszeitkonto

Die Tarifvertragsparteien vereinbaren ein flexibles Arbeitszeitkonto zum Ausgleich
betrieblicher Auslastungsschwankungen. Die Regeln fiir die Zufiihrung von
Zeitguthaben in das Arbeitszeitkonto als auch fiir den Abbau aus dem Arbeitszeitkonto
sind zwischen den Betriebsparteien gesondert zu vereinbaren; im Nichteinigungsfall
entscheidet die Tarifliche Schlichtungsstelle. Das Konto wird als individuelles
Zeitkonto gefihrt.

Die Tarifvertragsparteien vereinbaren eine individuelle Obergrenze von 300 Stunden
(Vollzeit).

Der Aufbau und Abbau des flexiblen Arbeitszeitkontos erfolgen aus ungleichmagiger
Verteilung der Arbeitszeit oder aus anderen, zusatzlichen Arbeitszeiten fiir den ganzen
Betrieb, fur einzelne Abteilungen oder fiir einzelne Beschéftigungsgruppen.

Der Ausgleich des flexiblen Arbeitszeitkontos erfolgt grundsétzlich in Zeit. Ist dieses
nicht maoglich, ist die Differenz in zuschlagsfreies Arbeitsentgelt zu verrechnen.

Besondere Beschaftigtengruppen

Die vorstehenden Regelungen beziehen sich auf Vollzeitbeschéftigte und gelten flr
Teilzeitbeschéaftigte entsprechend dem Beschéftigungsumfang im Verhaltnis zur
reguldren regelmaRigen tarifvertraglichen wochentlichen Arbeitszeit. Bei der
Umsetzung ist darauf zu achten, dass die Teilzeitbeschéftigung nicht unter die
Sozialversicherungsgrenze sinkt.

Die vorstehenden Regelungen gelten fur Beschaftigte mit sogenannten A-Vertragen
entsprechend.

Beschéftigte in Altersteilzeit und Auszubildende sind von der Geltung der
Bestimmungen dieses Ergéanzungstarifvertrages ausgenommen.



Beschaftigungssicherung

Fur die Laufzeit dieses Tarifvertrages verzichtet die PS GmbH auf den Ausspruch von
betriebsbedingten Beendigungskundigungen; mal3geblich ist der Zeitpunkt des
Zugangs der Kindigung, d.h. eine betriebsbedingte Beendigungskiindigung darf erst
nach Ablauf der Laufzeit dieses Tarifvertrages zugehen.

Fur die Dauer der Laufzeit dieses Tarifvertrages verpflichtet sich die PS GmbH, im
Betrieb im Durchschnitt von drei auf einander folgenden Kalendermonaten (gleitender
Durchschnitt) nicht mehr als 15 % Leiharbeitnehmer einzusetzen. Bei der
Durchschnittsberechnung bleiben die Haupturlaubsmonate aulRer Betracht. Die Quote
von 15 % bezieht sich auf die im jeweiligen Zeitraum vorhandene Anzahl an
Arbeitnehmern der PS GmbH im Betrieb und kann mit Zustimmung des Betriebsrates
erhoht werden.

Revision / Sonderktindigungsrecht

Sofern wesentliche Veranderungen der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen oder des
Marktumfeldes, erhebliche Auftragsriickgange oder eine deutliche Unterauslastung der
Kapazitaten eine erhebliche Personalanpassung oder die Aufgabe betrieblicher
Organisationseinheiten erfordern, wird die PS GmbH dies der 1G Metall schriftlich
anzeigen und begrinden.

Die Tarifvertragsparteien werden nach einer solchen schriftlichen Mitteilung
umgehend zusammentreten und Gber eine Anpassung des Tarifvertrages an die
Situation und Gber Lésungsmaglichkeiten beraten (z.B. Durchflihrung von
Transfermalinahmen gem. § 216 a und b SGB I1I).

Lésst sich eine einvernehmliche Anpassung oder Lésung nicht innerhalb von zwei
Wochen nach Zugang der Mitteilung erreichen,

- wird die PS GmbH die Reduzierung der Arbeitszeit nach Ziff. B.3. dieses
Tarifvertrages und die Moglichkeiten der Kurzarbeit prifen;

- entfallt der Ausschluss betriebsbedingter Beendigungskiindigungen gemal Ziffer
C. dieser Vereinbarung, und den betroffenen Beschaftigten steht mit Beendigung
des Arbeitsverhéltnisses eine besondere tarifvertragliche Abfindung zu.

Diese besondere tarifvertragliche Abfindung setzt sich aus einem Sockelbetrag von
3.000 EUR (Vollzeit) und einem Steigerungsbetrag zusammen. Der Steigerungsbetrag
betragt 400 EUR (Vollzeit) fir jeden vollen Monat, den das Arbeitsverhaltnis vor
Ablauf der Laufzeit dieses Tarifvertrages endet. Im Fall einer Beendigung dieses
Tarifvertrages durch Kiindigung gemaR dieser Ziffer kommt es auf die dadurch
verkirzte Laufzeit an.

Betriebsbedingte Beendigungskiindigungen wird die PS GmbH — wie in der
Vergangenheit auch — stets als ultimo ratio betrachten und zuvor Méglichkeiten fir
einvernehmliche Ldsungen und fiir die Vermittlung in Beschaftigung innerhalb des



Philips Konzerns suchen.

Die PS GmbH wird dem Wirtschaftsausschuss fortlaufend tber den Stand der in
Abschnitt A genannten Investitionen und der neuen Prozesse am Standort Boblingen
anhand von Unterlagen berichten.

Sollte zum Jahresende 2006 erkennbar werden, dass die Investitionen bis zum
Jahresende 2007 nicht mehr im angestrebten Umfang (mehr als 12,5 Mio EUR)
erbracht werden kénnen, sondern nachhaltig hinter dieser Zielstellung zuriickbleiben
werden, hat die Geschéftsleitung der PS GmbH auf Anforderung der IG Metall die
Grinde fur diese Entwicklung darzustellen und die weitere aktuelle
Investitionsplanung im Rahmen einer gemeinsamen Besprechung der
Tarifvertragsparteien vorzulegen. Sofern sich aus dieser aktuellen Investitionsplanung
keine andere Sachlage ergibt und eine nachhaltige Unterschreitung des angestrebten
Investitionsvolumens feststeht, steht der IG Metall ein Sonderkindigungsrecht zu.

Der IG Metall steht auBerdem ein Sonderkiindigungsrecht zu, wenn

- die in Abschnitt A genannten Prozesse nicht bis zum genannten Termin installiert
worden sind

oder

- wéhrend der Laufzeit dieses Tarifvertrages die Anzahl der Arbeitnehmer der PS
GmbH am Standort Boblingen fiir die Dauer von mehr als 3 Monaten um mehr als
15% unter der Anzahl bei Inkrafttreten dieses Tarifvertrages liegt.

Das Sonderkundigungsrecht berechtigt dazu, diesen Tarifvertrag mit einer Frist von
einem Monat zum Monatsschluss zu kiindigen.

Schlussbestimmungen

Dieser Tarifvertrag tritt am 1.1.2005 in Kraft und endet, ohne dass es einer Kindigung
bedarf, zum 31.12.2007.

Die Tarifvertragsparteien verpflichten sich wechselseitig, rechtzeitig vor Ablauf dieses
Tarifvertrages Verhandlungen uber eine Anschlussregelung aufzunehmen. Diese
Verhandlungen sollen spétestens ein halbes Jahr vor Ablauf beginnen.

Endet dieser Tarifvertrag durch Fristablauf oder Kundigung, wirkt er nicht nach.

Im Fall der Beendigung des Tarifvertrages

a) bleiben die ERA-Einstufungen gemal B.1.2 weiter ma3geblich;

b) sind die Tabellenentgelte, die gemal B.2.1 abgesenkt werden, mit 100% zu

verguten, wobei eine Anrechnung mit jeglichen tbertariflichen Entgeltbestandteilen
erfolgen kann;



¢) sind Erfolgsbeteiligungen geméal B.2.4 — gegebenenfalls zeitanteilig bezogen auf
die Laufzeit dieses Tarifvertrages — weiterhin abzuwickeln;

d) sind bereits in Gang gesetzte Phasen einer zeitlich befristeten Verkirzung oder
Verlangerung der Arbeitszeit nach den Regelungen gemaR B.3. und B.4 zu Ende zu
fihren, hochstens jedoch fir die Dauer von 4 Wochen Uber den Termin der
Beendigung dieses Tarifvertrages hinaus,

solange zwischen den Parteien dieses Tarifvertrages nichts anderes vereinbart wird.

3. Die Parteien dieses Tarifvertrages bilden die Tarifliche Schlichtungsstelle
entsprechend Ziffer 1.6 des Tarifvertrages zur Beschaftigungssicherung.

Béblingen, den 12.1.2005

Philips Semiconductors GmbH IG Metall Bezirksleitung



Protokollnotizen:

1. Die Geschéftsleitung der PS GmbH wird der IG Metall unverzuglich die Gesamtzahl der
Arbeitnehmer der PS GmbH am Standort Boblingen schriftlich mitteilen.

2. Die Geschaftsleitung der PS GmbH wird fir die Gruppe der leitenden Angestellten
Regelungen treffen, die eine adédquate Einbeziehung dieser Beschéftigtengruppe in das
Kostenentlastungsprogramm sicherstellt.

3. Die Betriebsparteien treffen eine Regelung, dass die Anzahl der freigestellten
Betriebsratsmitglieder fur die Amtsperiode nach der ndchsten Neuwahl weiterhin 2 betragt.

4. Durch Betriebsvereinbarung werden zusétzliche Einsparungen von ca. 600.000 EUR p.a.
geregelt.

5. Sofern bei den individuellen Einstufungen in der Umsetzung von ERA Ergebnisse
auftreten, die dem Grundsatz der Kostenneutralitdt geméaR Ziffer B 1.2 nicht entsprechen,
werden die Tarifvertragsparteien zusammentreten und Lésungen zur Sicherung des
Grundsatzes herbeifiihren.

6. Zu Ziff. B 4 : Hinsichtlich der Einbeziehung von Schwerbehinderten und ihnen
Gleichgestellten erfolgt eine Einzellfallpriifung durch Personal und
Schwerbehindertenvertretung.

7. Zu Ziff. B 5 : Im Ubrigen gelten fiir das flexible Arbeitszeitkonto die Regelungen des
Manteltarifvertrages.

8. Zu Ziff. B 6.2 : Durch Betriebsvereinbarung kann eine addquate Umsetzung der
vorstehenden Regelungen im Hinblick auf die Besonderheiten in den Vergutungs- und
Arbeitszeitregelungen von A-Vertragen auch so vorgenommen werden, dass sich zur
Erreichung einer gleichen Personalkostenentlastung ein anderes Verhaltnis von arbeitszeit-
und entgeltrelevanten Veranderungen ergibt.

Boblingen, den 12.1.2005

Philips Semiconductors GmbH IG Metall Bezirksleitung
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